






DGB und Bundestagswahl

Wen sollen die Gewerkschafter unterstützen ?

Grundsatzforderungen dürfen nicht preisgegeben werden

In der „Quelle“ und im „Ö‘TV-Magazin" wurde mit Recht darauf hingewiesen, daß

die Gewerkschaften den Bundestagswahlen nicht gleichgültig gegenüberstehen

können, sondern als größte demokratische Massenorganisation aktiven Einfluß

darauf zu nehmen haben (s. Beilage zu „Nachrichten" Nr. 3/1965). Die Gewerk­

schaften sind natürlich daran interessiert, daß in den neuen Bundestag Abgeord­

nete gelangen, die konsequent die Forderungen und Ziele der Gewerkschaften

vertreten, und der übermächtige und unheilvolle Einfluß der Großunternehmer

und ihrer Verbände auf Regierung und Parlament zurückgedrängt wird.

Dabei stehen die Gewerkschafter in
diesem Jahr vor einer weitaus schwie­
rigeren Entscheidung als in früheren
Jahren. Aus jahrzehntelanger Tradition
betrachten viele Gewerksdiafter die
SPD als die Partei, die ihren Interessen
und Forderungen am nächsten steht,
und sind zum Teil selbst Mitglied die­
ser Partei.

Aber zweifellos hat der Trend der
gegenwärtigen Führung der SPD zu
einer „Volkspartei" in vielen Grund­

satzfragen zu einer Entfremdung

zwischen der Politik der SPD und
gewerkschaftspolitischen Grundsät­
zen geführt. Herbert Wehner hat

denn ja auch in aller Offenheit er­
klärt, eine sozialdemokratische Re­
gierung werde kein verlängerter

Arm der Gewerkschaften sein.

Sicher, die von der SPD zur Bundes­
tagswahl formulierten sogenannten

Gemeinschaftsaufgaben entsprechen im
wesentlichen den Vorstellungen der
Gewerkschaften. Aber in Grundfragen

der westdeutschen Politik haben Weh­

ner, Erler und Möller die offizielle
SPD-Politik weitgehend mit der Poli­
tik derCDU/CSU-FDP-Koalition gleich­
geschaltet. Während die Labour-Party

in England mit einem politischen Alter­
nativprogramm die Konservativen ge­
schlagen hat und die SFIO in Frank­
reich durch ein Wahlbündnis mit den
Kommunisten bei den Gemeinderats­

und der Präsidentenwahl de Gaulle
und seine Partei zu schlagen versucht,

bekennen sich Wehner und Erler auch

noch angesichts der Krise der Bonner
Nahost-Politik zur „Gemeinsamkeit"
mit der Regierung der Millionäre.

Entschieden widersprechen muß man
dem Chefredakteur der „Quelle",
wenn er meint, es genügten die im
neuen DGB-Aktionsprogramm zusam­
mengefaßten Forderungen als Maß­
stab, „den wir an Abgeordnete und
Kandidaten aller Parteien anlegen".
Abgesehen davon, daß soziale Ver­
sprechungen vor den Wahlen billig zu
haben sind, würden damit die Gewerk­
schaften ja von vornherein auf eine
Vertretung ihrer gewerkschaftspoHti-
schen Grundsatzforderungen, wie sie
im DGB-Grundsatzprogramm nieder­
gelegt sind, verzichten. Das aber kann
wohl ernstlich kein Gewerkschafter
wollen, sind doch auch die sozialen

Forderungen nur zu verwirklichen,
wenn die allgemein-politischen Vor­
aussetzungen dafür erhalten bleiben
oder geschaffen werden.

Die DGB-Gewerkschaften lehnen jeg­
liche Notstands- und Notdienstgesetze
ab. Die SPD-Führung aber ist bereit
— wenn auch unter bestimmten Bedin­
gungen —, diesen Gesetzen ihre Zu­
stimmung zu geben. In der Präambel
ihres Grundsatzprogramms fordern die
DGB-Gewerkschaften eine Politik des
Friedens und der Abrüstung und die
Ächtung sowie das Verbot aller Atom­
waffen. Der Karlsruher SPD-Parteitag
aber hat gegen die mahnende Stimme
des Hamburger Altbürgermeisters Max
Brauer und einiger weniger Delegier­
ter die NATO-Atomrüstungs-Politik
der Bundesregierung unterstützt.

Zu den wirtschaftspolitischen Grund­
satzforderungen des DGB gehört die
Überführung von Schlüsselindustrien
und anderen markt- und wirtschafts­
beherrschenden Unternehmungen in
Gemeineigentum. Der Finanzexperte
der SPD-Wahlmannschaft, Alex Möller,
hat demgegenüber den Großaktio­
nären und Konzerngewaltigen in der
Bundesrepublik zugesichert, daß eine
SPD-Regierung ihre riesigen Vermö­
gen nicht antasten wird; Vermögen,
die durch den Fleiß der Millionen
Lohn- und Gehaltsempfänger entstan­
den sind.

Der DGB, der parteipolitisch neutral
ist, ist auch gegenüber der SPD
nicht gebunden. Die Gewerkschaf­
ten würden sich selbst und ihre
Ziele aufgeben, wenn sie darauf
verzichteten, schon in der Vorberei­
tung der Wahlen die Aufstellung
nur solcher Kandidaten — unab­
hängig auf welcher Parteiliste — zu
unterstützen, die sich auch zu den
Grundsatzforderungen des DGB
ohne Einschränkung bekennen.

Möglichkeiten dazu sind gegeben. So
beispielsweise durch das Angebot der
DFU an alle oppositionellen Kräfte,
auf ihren Listen zu kandidieren, auch
ohne Mitglied der Union zu sein. Kein
Zweifel auch, daß eine entschlossene
Haltung und Treue zu den eigenen
Grundsatzforderungen der DGB- Ge­
werkschafter nicht ohne Einfluß auf die
SPD bleiben und dort die Kräfte stär­
ken würde, die für eine echte Oppo-
sitions- und Arbeiterpolitik eintreten.

Bö.

Brenner über Si?D

In einem Interview mit dem „Industrie­
kurier" vom 25. 3. 65 über das Verhält­
nis der Gewerkschaften zur Sozial­
demokratischen Partei hat der IG-
Metall-Vorsitzende Otto Brenner einige
interessante Gesichtspunkte genannt.
Vom „Induslriekurier" an seine These
von 1963 erinnert, daß die Gewerk­
schaften selbst die politische Interes­
senvertretung der Arbeitnehmer wahr­
nehmen müßten, wenn die SPD sich
nicht mehr als Arbeiterpartei verstehe,
sagte Brenner:

„Unsere Vorstellungen im gewerk­
schaftspolitischen Bereich, wie sie
sich aus unserem Grundsatzpro­
gramm ergeben, würden unmittel­
bar an das Parlament, an die Legis­
lative gerichtet werden, nicht nur
an eine Partei. Ich möchte die Un­
abhängigkeit der Gewerkschaften
gegenüber einer Partei betonen.
Die Gewerkschaften müssen die
Aufgaben selbst übernehmen, die
früher Aufgaben einer Partei waren,
und zwar dem Parlament und der
Öffentlichkeit gegenüber."

Auf die Erklärung Willy Brandts an­
gesprochen, daß eine sozialdemokra­
tisch geführte Regierung den Arbeit­
nehmern nicht näherstehen werde als
den Unternehmern, entgegnete Bren­
ner: „Die Arbeitnehmer stellen die
Mehrheit der Bevölkerung dar. Eigent­
lich müßte jede Regierung eine Politik
betreiben, die der Mehrheit der Be­
völkerung entspricht."

Zu den Erklärungen sozialdemokrati­
scher Führungskräfte auf und nach dem
Karlsruher SPD-Parteitag, daß die Aus­
dehnung der Mitbestimmung — „wenn
überhaupt" — zunächst eine „sorgfäl­
tige Prüfung" erfordere, sagte Brenner:
„Wir haben doch schon eine Menge
Untersuchungen über die Mitbestim­
mung. Unsere Meinung ist, daß Aus­
dehnung der Mitbestimmung eine un­
abdingbare Forderung ist. Das ergibt
sich auch aus dem Grundsatzprogramm
und dem Aktionsprogramm ..."

Brenner erklärte in dem Interview
außerdem, daß er von der SPD, sollte
sie die Regierung bilden, eine arbeit­
nehmerfreundliche Politik erwarte.
Auch wenn diese Hoffnung nicht erfüllt
werde, bleibe die Politik der Gewerk­
schaften unverändert. Dio Gewerk­
schaften würden im Wahlkampf nur
jene Forderungen der SPD unterstüt­
zen, die sich mit ihren Forderungen
decken.

Ohne Zweifel gab Otto Brenner in die­
sem Interview dem in Gewerkschafts­
kreisen weit verbreiteten Unbehagen
über den Wandel in der Sozialdemo­
kratischen Partei Ausdruck. Zahllose
Gewerkschafter sind befremdet, daß
außer der CDU/CSU und der FDP sich
nun auch noch die SPD um die Wahr­
nehmung von Unternehmerinteressen
bemühen will. Unter diesen Bedingun­
gen ist es nur folgerichtig, daß die
Gewerkschaften stärker noch als bis­
her auch die politischen Interessen der
Volksmehrheit vertreten.
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Gebers Zwangssparverfrag

Von Vermögensbildung kann keine Rede sein

Weder von „sozialem" noch von „geschichtlichem Rang"

Ain 30. September 1904 hat Georg Leber in einer Broschüre mit dem Titel „Ver­
mögensbildung in Arbeitnehmerhand" den vieldiskutierten Plan der IG Bau-

Sleine-Erden zur Vermögensbildung der Arbeitnehmer im Baugewerbe einer

breiten Öffentlichkeit bekannt gemacht. In seiner Begründung weist Leber auf

die skandalöse Entwicklung der Vermögensbildung in der Bundesrepublik hin,
die den Arbeitnehmern im Durchschnitt eine Ersparnisbildung von 322 DM pro

Jahr und den sogenannten Selbständigen eine solche von über 5500 DM ermög­
lichte. Zweifellos ist dies das Resultat der arbeitnehmerfeindlichen Wirtschafts­
und Sozialpolitik, die mit Recht von Leber kritisiert worden ist.

Der Leber-Plan sollte nun damit gründ­
lich aufräumen und die Unternehmer
zwingen, 1,5 Prozent der Gesamtlohn­
summe der Bauwirlschaft einem Fonds
zuzuführen, aus dem die Bauarbeiter
unter gewissen Bedingungen einen be­
stimmten Anteil erhalten sollten, der
nach 40jähriger Tätigkeit beispiels­
weise rund 40 000 Mark betragen
würde. Dieser Fonds sollte dann dazu
dienen, die Arbeitnehmer der Bau­
wirtschaft an dem Produktionsvermö­
gen zu beteiligen, denn, so sagt Georg
Leber in seiner Broschüre, „bei der

Vermögensbildung der Arbeitnehmer,

oder konkreter gesagt, bei der Beteili­

gung des Arbeitnehmers am Produk­

tivvermögen, geht es um eine der

wichtigsten und der politischsten Fra­

gen unserer Zeit. Mil ihr ist die Siche­

rung der menschlichen Freiheit aufs

engste verbunden."

Er lehnt dabei ausdrücklich die Ver­
mögensbildung der Arbeitnehmer durch
einfaches Sparen ab, weil, so sagte er,
die Arbeitnehmer auch als Inhaber von
Sparkonten von einer Beteiligung am
Vermögenszuwachs der Wirtschaft aus­
geschlossen bleiben. Er hielt ferner im
gleichen Zusammenhang das 312-DM-
Gesetz für wirkungslos.

Dieser Plan, der keineswegs auf freund­
liches Verständnis der Bauarbeiter
stieß und allgemein in Gewerkschafts­
kreisen kritisch betrachtet wurde, den
die Unternehmer aber konsequent ab­
lehnten, dieser Plan Lebers, der nach
einer „Flüsterpropaganda" in der IG
Bau - Steine - Erden die Gewerkschaft
durch den zu bildenden Fonds in die
Lage versetzen sollte, einen großen
Teil der Bauunternehmen aufzukaufen
und damit so etwas wie „kalte Soziali­
sierung" durchzuführen, ist nun nach
dem Abschluß eines neuen Tarifver­
trages zwischen der IG Bau-Steine-
Erden und dem Bauhauptgewerbe zu
einem bescheidenen Vertrag über die
Einführung des von den Gewerkschaf­
ten heftig bekämpften Investivlohnes
zusammengeschrumpft.

Von dem großartigen Leber-Plan ist
nichts anderes geblieben als die
ebenso großspurige wie lächerliche
Behauptung, dieser Tarifvertrag sei
nach seinem „sozialen und geschicht­
lichen Rang“ der bedeutendste seit
dem Jahre 1901, in dem zum ersten­
mal ein Tarifvertrag abgeschlossen
worden ist.

Was ist nun vom Leber-Plan übrig­
geblieben? Ab 1. Januar 1966 tritt ein

Vertrag in Kraft, der unter derVoraus-
selzung, daß sich die Bauarbeiter
schriftlich bereit erklären, von ihrem
Stundenlohn 2 Pfennig in einem Spar­
vertrag auf fünf Jahre festzulegen, die
Unternehmer verpflichtet, von sich aus
pro geleisteter Arbeitsstunde 9 Pfennig
dazuzutun. Daraus bildet sich dann
nach fünf Jahren mit Zins und Zinses­
zins ein „Vermögen" von 1293 DM.

Diese an sich lächerlich geringe
Summe, die weder der gewerk­

schaftlichen Forderung auf Umver­
teilung der bisher so ungerecht ver­
teilten Vermögen entspricht, noch
eine Beteiligung der Bauarbeiter an

dem Produktivvermögen darstellt,
reduziert sich aber in ihrem Kauf­
kraftwert, wenn man den nach den
bisherigen Erfahrungen Jahr für

Jahr erfolgten Währungsschwund
von rund drei Prozent zugrunde

legt, auf etwa 1000 DM.

Daß diese Summe den Gewinn der Bau­
unternehmer auch nicht im geringsten
schmälert, liegt auf der Hand: Die Ko­

sten werden nicht aus der Gewinn­
quote bezahlt, sondern fließen in den

Preis ein und werden vom Verbrau­
cher getragen. Andererseits aber hät­
ten die Bauarbeiter, wenn sie ihre
2 Pfennig behalten und gleichzeitig die

9 Pfennig des Unternehmers in ihre
Lohntüte bekommen, bei 2100 Jahres­
arbeitsstunden pro Jahr rund 230 DM
mehr Einkommen. Diese 230 DM wären

dem Bauarbeiter aber allein schon dar­
um wichtiger, weil sie nicht dem erheb­

lichen Kaufkraftschwund während des
fünfjährigen Zwangssparens unterlie­

gen würden.

Wie aber dieses Zwangssparverfahren
die von Leber so viel berufene „mensch­
liche Freiheit" fördert, bleibt unerfind­
lich. Im Gegenteil: Während die Unter­
nehmer die Freiheit haben, über ihr
Eigentum so zu verfügen, wie sie es
für richtig halten, muß der Bauarbeiter
auf diese Freiheit mindestens fünf
Jahre verzichten. Seine Verfügungs­
gewalt über sein Eigentum ist für diese
Zeit aufgehoben. Natürlich ist es bare
Demagogie, zu sagen, ihm bleibe ja die
Freiheit, auf dieses Zwangssparverfah­
ren und damit auf die 9 Pfennig vom
Unternehmer zu verzichten. Diese
9 Pfennig sind zweifellos ein Lohn­
anteil, den die Bauarbeiter verdient 

haben und der ihnen ohne Auflage ge­
zahlt werden müßte.

Daß die 9 Pfennig kein Unternehmer­

geschenk sind, wird deutlich, wenn

man den Zwangssparvertrag im Zu­

sammenhang mit dem übrigen Ver­
tragsinhalt betrachtet. Der Tarifvertrag

sieht vor, daß die Tariflöhne der Bau­
arbeiter um 6 Prozent erhöht werden.

Die Arbeitszeit soll an sieben Sommer­

monaten unverändert 42 und an fünf
Wintermonaten 40 Stunden betragen,

bei vollem Lohnausgleich. Das ist eine
effektive Lohnerhöhung von 6 plus
höchstens 2,4 Prozent. Dazu kommen

2,3 Prozent für die 9 Pfennig pro Stun­

de, die dem Bauarbeiter nach den Be­
stimmungen des Zwangssparvertrages

gezahlt werden sollen. Das sind im
ganzen 10,7 Prozent. Das heißt also,
daß die Bauarbeiter mit dieser Lohn­
erhöhung im Rahmen der bisherigen

tariflichen Erfolge geblieben sind. Zum
Vergleich hierzu hat die metallver­

arbeitende Industrie in ihrem letzten
Tarifvertrag eine 10,3prozentige mate­

rielle Verbesserung und der Bergbau

eine solche von 10,5 Prozent erhalten.

Die 9 Pfennig sind also ganz klar ein
Lohnanteil, andernfalls könnte das
nicht stimmen, was Leber bisher immer
als einen besonders verantwortlichen

Grundsatz seiner Tarifpolitik bezeich­
net hat, nämlich die Koppelung von
Steigerung des Bruttosozialprodukts

plus Preissteigerung einerseits und
jährlicher Lohnerhöhung andererseits.

Legt man diesen Grundsatz zugrunde,
dann müßte die Lohnerhöhung der
Bauarbeiter sogar 12 Prozent betragen,
zumal auch die Umsatzsteigerung in
der Bauindustrie 1964 mit 17 Prozent

über dem Durchschnitt der Gesamt­

industrie gelegen hat.

Es bedarf keiner besonderen Erwäh­

nung mehr, daß der Zwangsspar­
vertrag Lebers auch nicht das ge­
ringste an der bestehenden Eigen­
tumsverteilung ändert, daß er dem
Bauarbeiter auch nicht den minde­

sten Einfluß auf die Besitz- und
Machtverhältnisse ermöglicht und

daß die lächerliche Summe von no­
minell 1300 Mark mit Vermögens­
bildung nichts zu tun hat.

Es ist ein dummes Gerede, dem Tarif­
vertrag „bedeutenden sozialen und ge­
schichtlichen Rang“ einzuräumen. Er ist
miserabel, und es wäre eine Katastro­
phe, wenn er in anderen Gewerkschaf­
ten Nachahmer finden würde. Sie wür­
den damit auf eine der wesentlichen
Forderungen des Grundsatzprogramms
verzichten, daß die Gewerkschaften
ausdrücklich verpflichtet, die Umver­
teilung der in der 15jährigen Geschich­
te der Bundesrepublik angesammelten
Vermögen zugunsten der Lohn- und
Gehaltsempfänger zu verwirklichen;
Vermögen, die durch die Arbeitskraft
und den Arbeitsfleiß der Arbeitnehmer
entstanden sind. H. S.




























